
N U M M E R  11  
JAHRGANG 7 NEiuJusnz

I  P T  F Ü R  R F T H T  « P  I I M n  P t r u T C U / K C

BERLIN 1953  
5. J U N I

ZEITSCHRIFT FÜR RECHT UND RECHTSWISSENSCHAFT

Das neue Verfahren in Arbeitssachen
Von ROGER SCHLEGEL, Hauptreferent im Ministerium für Arbeit

Für die Entscheidung von Streitfällen auf dem Ge­
biete des Arbeitsrechts wurden vor kurzem einige Maß­
nahmen nach dem Vorbild des Gesetzes über die wei­
tere Demokratisierung des Aufbaus und der Arbeits­
weise der staatlichen Organe in den Ländern der Deut­
schen Demokratischen Republik und dem Gerichtsver­
fassungsgesetz getroffen. Es handelt sich um die Ver­
ordnung über die Neugliederung und die Aufgabe der 
Arbeitsgerichte, um die Verordnung über die Bildung 
von Kommissionen zur Beseitigung von Arbeitsstreit­
fällen (Konfliktkommissionen) in den volkseigenen und 
ihnen gleichgestellten Betrieben und in den Verwaltun­
gen und um die Verfahrensordnung für die Sozialver­
sicherung (GBl. 1953 Nr. 63).

I
Die ersten Arbeitsgerichte nach dem Zusammenbruch 

des Faschismus wurden Anfang 1946 auf Grund des 
SMAD-Befehls Nr. 23 mit Hilfe und besonderer Unter­
stützung der Gewerkschaften im Gebiet der jetzigen 
Deutschen Demokratischen Republik gebildet. Die Ge­
werkschaften betrachteten die Arbeitsgerichte als ihre 
Gerichte und nahmen starken Einfluß auf ihre Be­
setzung. Ihr Mitbestimmungsrecht bei der Berufung 
der Arbeitsgerichtsvorsitzenden stützte sich auf den 
SMAD-Befehl, der bestimmt, daß in diese Funktion 
nur solche Personen eingesetzt werden dürfen, die die 
entsprechenden Fähigkeiten auf Grund ihrer früheren 
Tätigkeit, Bildung oder ihrer Stellung in Arbeiterorga­
nisationen erworben haben. Hierdurch erhielten die 
Tätigkeit der Arbeitsgerichte und der Charakter ihrer 
Rechtsprechung ihr Gepräge. Die Arbeitsgerichte waren 
somit vom ersten Tage ihres Bestehens an Gerichte, die 
in der Mehrheit von Werktätigen besetzt wurden und 
ihre Funktion im Interesse der Werktätigen ausübten.

Durch ihre fortschrittliche und den Werktätigen ver­
ständliche Rechtsprechung haben sich die Arbeitsge­
richte das Vertrauen der Werktätigen erworben. Dieser 
Gesamteindruck wird auch durch die hier und dort 
noch auftretenden Schwächen, die ihre Ursache in der 
ungenügenden fachlichen Weiterbildung der Arbeits­
richter haben — nur ein sehr kleiner Teil hat eine 
juristische Ausbildung —, nicht beeinträchtigt.

1,. Bei den Arbeitsgerichten der Deutschen Demokra­
tischen Republik ist nunmehr ebenfalls die weitere 
Demokratisierung durchgeführt worden. Ihre neue 
Struktur und gebietsmäßige Aufteilung ist jetzt den 
Kreis- und Bezirksgerichten angeglichen.

Die Arbeitsgerichte sind Gerichte für bestimmte 
Sachgebiete im Sinne des § 7 Abs. 2 GVG. Durch die 
Struktur- und gebietsmäßige Angleichung an die Kreis- 
und Bezirksgerichte wird jedoch eine Entwicklung un­
terstützt, die zu gegebener Zeit dazu führen wird, daß 
auch die Entscheidung von Streitfällen auf dem Gebiete 
des Arbeitsrechts von den Kreis- und Bezirksgerichten 
übernommen wird. Obwohl an sich die gesellschaftliche 
Entwicklung für eine derartige Übernahme schon weit 
genug ist, müssen bei den Kreis- und Bezirksgerichten 
noch gewisse Voraussetzungen erfüllt werden. Die Ver­
ordnung über die Neugliederung und die Aufgaben 
der Arbeitsgerichte soll deshalb auch ein Signal für die 
Richter der Kreis- und Bezirksgerichte und für die 
Staatsanwälte sein, sich mit dem Arbeitsrecht zu be­

fassen und mit der Unterschätzung dieses selbständi­
gen Zweiges der Rechtswissenschaft endlich energisch 
Schluß zu machen. Nicht zuletzt ist doch das Arbeits­
recht in hervorragendem Maße dazu bestimmt,1 als Teil 
des Überbaus aktiv auf die Entwicklung der Basis ein­
zuwirken. Welche Bedeutung die Partei der Arbeiter­
klasse dem Arbeitsrecht beimißt, kommt vor allem in 
dem Beschluß der II. Parteikonferenz der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands, ein Arbeitsgesetz­
buch auszuarbeiten, zum Ausdruck.

Die Arbeitsgerichte gliedern sich in Kreis- und Be­
zirksarbeitsgerichte. Als Kassationsgerieht für Arbeits­
gerichtssachen entscheidet das Oberste Gericht der 
Deutschen Demokratischen Republik.

An die Stelle der früheren Arbeitsgerichte treten die 
Kreisarbeitsgerichte, die für einen oder mehrere — 
höchstens aber drei — Kreise gemeinsam gebildet wer­
den. Zur Erleichterung des Verfahrens und zur Ver­
meidung von Verlusten an Arbeitszeit werden in be­
stimmten Orten des Gerichtsbezirks — insbesondere in 
allen Kreisstädten, in denen keine Kreisarbeitsgerichte 
bestehen — Gerichtstage abgehalten. — An die Stelle 
der bisherigen fünf Landesarbeitsgerichte treten 14 Be­
zirksarbeitsgerichte.

2. An der Zuständigkeit der Arbeitsgerichte ändert 
die Verordnung — die Sozialversicherungssachen aus­
genommen — nichts. Sie sind weiterhin zuständig für 
alle Streitfälle, die sich bei der Anwendung von Be­
stimmungen auf dem Gebiete des Arbeitsrechts ergeben, 
und für solche Streitfälle, deren Entscheidung ihnen 
durch gesetzliche Bestimmungen übertragen ist. 
Streitfälle auf dem Gebiete des Arbeitsrechts sind 
solche, die zwischen Betriebsleitungen oder Betriebs­
inhabern und Arbeitern oder Angestellten aus Arbeits­
oder Berufsausbildungsverhältnissen entstehen, Streit­
fälle über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Ar­
beitsverhältnisses oder aus Verhandlungen über die 
Eingehung eines solchen sowie aus dessen Nachwirkun­
gen, ferner aus unerlaubten Handlungen, soweit diese 
mit dem Arbeits- oder Berufsausbildungsverhältnis 
in Zusammenhang stehen. Soweit keine Schiedsstellen 
zur Regelung von Streitfällen aus Einzelverträgen be­
stehen, sind die Arbeitsgerichte auch für diese Strei­
tigkeiten zuständig.

Die Kreisarbeitsgerichte sind in diesem Rahmen für 
alle Streitfälle ohne Rücksicht auf den Wert des Streit­
gegenstandes zuständig. Hiervon gibt es keine Aus­
nahme — auch nicht die im § 42 GVG für die Kreisge­
richte gemachte. Die Kreisarbeitsgerichte entscheiden 
also auch in erster Instanz, wenn eine Partei Träger ge­
sellschaftlichen Eigentums ist und der Streitwert über 
3000 DM liegt.

Die Bezirksarbeitsgerichte sind für alle Streitfälle 
zweitinstanzliches Gericht. Sie sind zuständig für Be­
rufungen und Beschwerden gegen die Entscheidungen 
der Kreisarbeitsgerichte ihres Bezirks. Die Berufung 
gegen Entscheidungen der Kreisarbeitsgerichte ist nur 
zulässig, wenn der Streitwert 300 DM übersteigt oder 
wenn die Entscheidung grundsätzlicher Natur ist und 
die Berufung vom Kreisarbeitsgericht ausdrücklich zu­
gelassen wurde. Die Bezirksarbeitsgerichte sind ferner 
zuständig für Anfechtungsklagen gegen die Beschlüsse
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